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Der Bundesminister der Finanzen 

IV B/1 - S 2161 - 15/59 


Bonn, den 14. Mai 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Entschließung des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 
1958 betreffend Vervielfachungsverfahren im Steuer- 
recht 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 1032 — 


Ich beantworte die^oben bezeichnete Kleine Anfrage wie folgt: 


Zu 1. 

Der Deutsche Bundestag hat in einer Entschließung vom 20. Juni 
1958 die Bundesregierung ersucht, zu prüfen, 

a) ob und inwieweit es im Rahmen des geltenden Rechts möglich 
ist, die freiberufliche von der gewerblichen Tätigkeit nicht 
nadi der sogenannten Vervielfachungstheorie, sondern nach 
einem individuellen Verfahren abzugrenzen, oder 

b) ob es für eine individuelle Abgrenzung einer Änderung des 
Einkommensteuergesetzes bedarf. 

Diese Fragen sind unter Beteiligung der Finanzministerien der 
Länder und des Bundesverbandes der freien Berufe eingehend 
geprüft worden. Dabei wurde festgestellt, daß es im Rahmen des 
geltenden Rechts nicht möglich ist, im Verwaltungsweg anstelle 
des Vervielfachungsverfahrens ein anderes Abgrenzungsver- 
fahren einzuführen, das den Interessen der Angehörigen der 
freien Berufe gerecht wird, gleichzeitig aber mit den Abgrenzungs- 
grundsätzen des Bundesfinanzhofs in Einklang steht. Eine andere 
Abgrenzung zwisdien freiberuflicher und gewerblicher Tätigkeit 
ist somit nur im Wege einer Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes möglich. 

Das Bundesfinanzministerium hat zur Vorbereitung einer solchen 
Regelung bereits Besprechungen mit Vertretern des Bundes- 
verbandes der freien Berufe geführt. Sobald eine brauchbare 
Fassung, die zur Vermeidungspäterer Auslegungsschwierigkeiten 
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besonders sorgfältig vorbereitet werden muß, fertiggestellt und 
mit den Vertretern der Finanzministerien der Länder abgestimmt 
ist, wird das Bundesfinanzministerium einen entspredienden 
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Beschlußfassung vor- 
legen. 

Zu 2. 

Es ist beabsichtigt, die Stellungnahme der Bundesregierung zu 
der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 1958 
abzugeben, wenn der unter Nr. 1 erwähnte Gesetzentwurf 
vorgelegt wird. 

Etzel 
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